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Offener Brief an die Abgeordneten des Kreistags des Kreises Offenbach

Wie wir der Presse entnehmen konnten, hat der Kreistag am 7.9.05  ohne wahrnehmbare öffentliche Diskussion die Errichtung eines „Hauses des lebenslangen Lernens“ in Dreieich beschlossen.

Zur Finanzierung dieses Großprojekts, dessen Sinnhaftigkeit aus Sicht der betroffenen Berufsschulen keineswegs unumstritten ist, soll die Dependance der August-Bebel-Schule, eine Schule des Kreises, in Steinheim geschlossen werden, das Grundstück verkauft und die Schülerinnen und Schüler an eine neue Außenstelle der August-Bebel-Schule in Dreieich, die in das „Haus des lebenslangen Lernens“ integriert sein wird, unterrichtet werden.

Wir wenden uns als GEW mit Entschiedenheit gegen diesen Teil des Beschlusses, der die Entwicklung einer Schule betrifft, die zu keinem Zeitpunkt vorher darüber informiert, geschweige denn gehört wurde. 

· Einen solchen Beschluss zu fassen und dabei eine betroffene Schule, ihre Lehrkräfte, ihre   Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern von der Beteiligung an einer Entscheidung für das geplante Großprojekt vollkommen auszuschließen, während mit der Max-Eyth-Schule schon länger verhandelt wird, halten wir für höchst undemokratisch und für eine unvertretbare Benachteiligung der August-Bebel-Schule. Dies auch deshalb, weil die  August-Bebel-Schule, wie im Juli 2005 geschehen, sich aus eigener Initiative um Informationen bemüht hat, die eingeladenen (namentlich bekannten) Kreistagabgeordneten verschiedener Fraktionen aber nichts  Konkretes zur Verlagerung nach Dreieich berichten konnten.

· Die Absicht, die Mediengestalter und Drucker sowie das dazu gehörige Berufl. Gymnasium nach Dreieich zu verlagern, zeigt auch die Uninformiertheit auf der Seite der Planer und all derer, die den Beschluss mit einem schnellen „Ja“ unterstützt haben. Ein Blick auf den Einzugsbereich dieser Schülergruppe der August-Bebel-Schule würde nämlich deutlich machen, dass ein Umlenken dieser Schülergruppe nach Dreieich nicht gelingen kann, sondern wegen der zu langen Anfahrtswege zu einer Abwanderung nach Frankfurt führen wird.

· Eine Verlagerung nach Dreieich wäre deshalb gänzlich kontraproduktiv zu den Vorstellungen, Offenbach als Zentrum für Mediengestaltung in Kooperation mit der Stadt OF und der Hochschule für Gestaltung auszubauen.

· Mit einer Schließung der Außenstelle in Steinheim werden außerdem nicht nur Gelder verschwendet, denn der druck- und medientechnische Bereich ist erst vor 3  Jahren für 125.000 € neu ausgerüstet worden.

Die Planlosigkeit wird zur Methode, wenn Entscheidungen über einzelne Schulschließungen/-verlagerungen im Bereich der Beruflichen Schulen
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bereits getroffen werden, bevor eine konzeptionelle Entwicklung für Stadt und Kreis Offenbach vorliegt, die für 50.000 € in Auftrag gegeben worden ist.

Wozu das teure Forschungsprojekt zur optimalen Steuerung der Schülerströme, wenn sich der Landrat wieder einmal mit einem „Schnellschuss“ über sachliche und wissenschaftliche Erwägungen hinwegsetzt und dafür auch noch die Zustimmung der Kreistagsmehrheit erhält ?

Im Interesse einer demokratischen Kontrolle der Exekutive des Kreises OF fordern wir die Abgeordneten dazu auf, neu über die Schließung der Außenstelle der August-Bebel-Schule in Hanau-Steinheim zu beraten und die negativen Auswirkungen eines Verkaufs der Außenstelle und einer Verlagerung nach Dreieich zu reflektieren und zu vermeiden.
Sollte sich der Verkauf im Rahmen des Gesamtkonzepts für das „Haus des lebenslangen Lernens“ als unumgänglich erweisen, hätten die Betroffenen -  Schüler-, Lehrer- und Elternschaft der August-Bebel-Schule - mindestens einen Anspruch auf den Teil des Verkaufserlöses, der zur Ausweitung ihres Raumangebots am Hauptstandort Offenbach für den druck- und medientechnischen Bereich benötigt wird.

Auch Lehrer/Lehrerinnen und Schüler/Schülerinnen der August-Bebel-Schule sind Wähler/Wählerinnen und werden bei vollkommener Missachtung ihrer Interessen entsprechende Konsequenzen ziehen!

Für das Kreisvorsitzendenteam

Ruth Storn

